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das SGB II – eventuell benötigen wir dafür Steuermittel – 
eine Chance geben können.

Wir wissen alle: Wer nicht qualifiziert ist, geht in den 
Niedriglohnbereich. Ich spare mir jetzt einen Debatten-
beitrag dazu. Im Niedriglohnbereich verdient er aber 
nicht viel, und im Alter muss er Grundsicherung bekom-
men. Das ist doch „linke Tasche – rechte Tasche“. Das 
bringt doch nichts. Legen Sie ein gutes Konzept vor, wie 
wir diese hohe Zahl von 1,5 Millionen Menschen ein 
Stück weit verringern können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die DGB-Jugend befragt alljährlich – auch dieses 
Jahr wieder – die an der dualen Ausbildung Beteiligten, 
vor allen Dingen die Auszubildenden, wie sie die Quali-
tät ihrer Ausbildung einschätzen. Es verwundert die 
Fachleute nicht, dass dabei herauskam, dass der Bereich 
Hotel und Gaststätten allergrößte Probleme hat. Gleich-
zeitig diskutieren wir – ich bin auch Mitglied im Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz – über die Weiterentwicklung des Tourismus. 
Dazu sage ich: In diesem Bereich müssen schnell Maß-
nahmen ergriffen werden. Die Abbrecherquote ist hoch. 
Zwischen 40 und 50 Prozent der Ausbildungsverträge 
werden aufgelöst. Zwischen 20 und 25 Prozent der Aus-
bildungsplätze sind unbesetzt.

Ich will darauf hinweisen – damit will ich nicht Wer-
bung machen, sondern verdeutlichen, dass manches, was 
wir hier beschlossen haben, durchaus Sinn hatte –, dass 
sich im Kammerbezirk meines Wahlkreises Siegen-Witt-
genstein Vertreter der Gewerkschaften, der Kammer und 
der Betriebe zusammengesetzt haben, um die Frage zu 
klären, wie man diese schwierige Situation verändern 
kann. Ich sage nichts zu dem Prüfungsergebnis; denn das 
wäre schon fast peinlich.

Die Frage ist: Wie können wir diese Situation ändern? 
Im Jahr 2005 haben wir mit der Reform des BBiG den 
örtlichen Berufsbildungsausschüssen mehr Aufgaben 
gegeben und sie beauftragt, sich um die Qualität zu küm-
mern. Ich kann nur jeder und jedem empfehlen, vor Ort 
zu schauen, wie es um die Qualität bestellt ist. Ausbil-
dungsmärkte sind regionale Märkte. Manchmal müssen 
sich auch die Kammern bewegen. Manchmal müssen sie 
auf Unternehmen zugehen und Druck machen, damit die 
Ausbildung besser wird. Schauen Sie sich den Ausbil-
dungsreport 2012 der DGB-Jugend an. Darin steckt eine 
Aufforderung, darüber zu diskutieren, wie wir die Quali-
tät im Bereich der beruflichen Bildung verbessern kön-
nen. Wenn die Fachkräftediskussion einen Sinn haben 
soll, dann müssen wir bei der Qualität ansetzen. Dann 
dürfen Überstunden, schlechte Bezahlung, schlechte Ar-
beitsbedingungen usw. usf. nicht auf der Tagesordnung 
stehen. Dann muss die duale Ausbildung auch ein hohes 
Maß an Qualität aufweisen. Dann ist sie vertretbar, und 
dann lässt sie sich auch im Ausland gut verkaufen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat die Bundesministerin Dr. Annette 

Schavan.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die berufliche 
Bildung, die duale Ausbildung erfahren international 
derzeit eine Zustimmung und Akzeptanz wie nie zuvor. 
Das hat zwei Gründe: Der eine ist die hohe Arbeitslosig-
keit unter jungen Leuten, und zwar nicht nur in europäi-
schen Ländern. In vielen Regionen der Welt besteht die 
Gefahr, dass ein akademisches Proletariat entsteht. Der 
zweite Grund hängt mit der Frage zusammen, wie es an-
gesichts des raschen technologischen Wandels und der 
raschen Entwicklung des Selbstverständnisses und der 
Anforderungen der Unternehmen gelingen kann, die 
richtigen Fachkräfte zu bekommen.

Angesichts dessen sagen Kollegen aus Europa, aus 
Südamerika, aus Indien, aus China und vielen anderen 
Ländern: Wir wollen diese starke Seite des Bildungssys-
tems in den deutschsprachigen Ländern einführen. Des-
halb werden wir eine europäische Berufsbildungskonfe-
renz in Berlin durchführen. Wir wollen uns nicht nur mit 
der Frage beschäftigen, wer aus anderen Ländern kurz-
fristig nach Deutschland kommen kann, um hier ausge-
bildet zu werden, sondern wir wollen uns auch mit der 
Frage beschäftigen, wie die Bildungssysteme und Lern-
kulturen in anderen Ländern durch die Zusammenarbeit 
verschiedener Akteure und mithilfe eines großen Einsat-
zes der Unternehmen weiterentwickelt werden können.

Es stimmt, was im BIBB-Bericht steht, also im Be-
richt des Bundesinstituts für Berufsbildung: Die jetzige 
Entwicklung hat mit der demografischen Veränderung 
zu tun.

Lieber Herr Brase, Sie haben recht, wenn Sie sagen, 
dass die guten Zahlen nicht nur das Ergebnis rot-grüner 
Regierungspolitik sind; da stimme ich Ihnen sofort zu. 
Das Ergebnis nur unserer Regierungspolitik sind sie aber 
auch nicht. Weder Schwarz-Gelb noch Rot-Grün ist aus-
schlaggebend. Aber unterschätzen wir nicht das, was 
diese Bundesregierung seit 2005 gerade im Blick auf 
benachteiligte Jugendliche, gerade im Blick auf die Wei-
terentwicklung der beruflichen Bildung auf den Weg ge-
bracht hat. Ohne kluge Politik entwickelt sich Berufsbil-
dungspolitik nicht weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Damit komme ich zu den Fakten. Die Zahl der Ausbil-
dungsverträge hat sich bundesweit um 10 000 erhöht. 
Entsprechend ist die Zahl derer, die unversorgt sind, deut-
lich zurückgegangen. Verglichen mit 2010 gibt es einen 
Rückgang um 10 000 bzw. 5,7 Prozent. In dieser Gruppe 
sind jetzt noch rund 174 000. Das ist die Gruppe, die Sie 
unter anderem angesprochen haben, um die wir uns be-
sonders kümmern. Man muss allerdings auch sagen: Al-
lein in den letzten vier Jahren ist diese Gruppe um 
100 000 zurückgegangen. Der Rückgang um 100 000 im 
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Übergangssystem ist nicht Konsequenz der demografi-
schen Entwicklung, sondern Konsequenz zahlreicher 
Maßnahmen mit vielen Akteuren. Dazu gehört unter an-
derem der Ausbildungspakt der Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Zahl der Eintritte in das Übergangssystem ist um 
8 Prozent gesunken. Auch das ist interessant, Herr 
Brase: Die Zahl derer, die in das Übergangssystem ge-
kommen sind, ist seit 2005 um knapp 30 Prozent gesun-
ken. Deshalb bin ich sehr zuversichtlich. Wir haben eine 
Verbindung von richtigen Maßnahmen.

Dies gilt übrigens auch beim Einstieg. Ich halte die 
Initiative „EQ Plus“, die im Rahmen des Paktes verein-
bart worden ist, für nicht so schlecht. Wir müssen immer 
wieder über Maßnahmen nachdenken, mit deren Hilfe 
die, die sich schwertun, den Einstieg schaffen, nicht, um 
dann niedriger qualifiziert zu werden, sondern um er-
folgreich den Einstieg zu schaffen und über die zweijäh-
rige in die dreijährige Ausbildung zu kommen. Ich bin 
sehr zuversichtlich, dass die richtigen Maßnahmen, die 
richtigen Weichenstellungen und die demografische Ent-
wicklung zu einem deutlichen Abbau des Übergangsbe-
reichs in den nächsten Jahren führen können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Schließlich noch etwas zur Gruppe der Ungelernten; 
auch diese hat Herr Brase angesprochen. Ich nenne jetzt 
einmal die Altersgruppe 20 bis 24 als Beispiel.

(Katja Mast [SPD]: Bis 29!)

Man kann nicht einfach warten, bis sie irgendwo eine 
Chance bekommen. Deshalb erinnere ich an die Förder-
initiative „Abschlussorientierte modulare Nachqualifi-
zierung“. Da wird übrigens deutlich, dass gerade im Be-
reich der Nachqualifizierung die Möglichkeiten, Module 
anzubieten, eine hohe Bedeutung haben. Das gilt für den 
Weiterbildungsbereich, aber auch für den Nachqualifi-
zierungsbereich. Das Programm „Perspektive Berufsab-
schluss“ des BMBF zeigt gute Quoten; auch in dieser 
Gruppe gibt es einen Rückgang.

Die Bundesagentur für Arbeit rechnet bis zum Jahr 
2025 mit einem Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen 
um 6,5 Millionen. Natürlich sind diese Prognosen über 
unsere Bevölkerungsentwicklung ein ganz wesentlicher 
Grund dafür, dass wir sagen: Wir müssen erreichen, dass 
die Unternehmen in unserem Land Fachkräfte bekom-
men. Aber ich füge hinzu: Für mich sind die Zukunfts-
chancen der jungen Generation nach wie vor die aller-
erste Motivation in der Berufsbildungspolitik. Das muss 
Markenzeichen unserer Politik sein, und das ist Marken-
zeichen unserer Politik. Wir müssen Sorge dafür tragen, 
dass junge Leute in Deutschland Zukunftsperspektiven 
haben. Die Erfahrungen, die wir gesammelt haben, müs-
sen auch in einen Prozess der internationalen Weiterent-
wicklung der Bildungssysteme einfließen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Aufgrund der demografischen Entwicklung gibt es 
zusätzlichen Reformbedarf. Die Stichworte hier sind: 
Ausbildung in der Fläche, Berufsgruppen. Wer berufli-

che Schulen und Ausbildungsbetriebe besucht, der weiß, 
dass es für die Ausbildungsbetriebe wichtig ist, dass die 
Ausbildung in der Nähe des Betriebes stattfindet. Aber 
bei immer mehr klassischen Berufsbildern müssen die 
jungen Leute viele Kilometer fahren, um überhaupt noch 
beschult zu werden. Deshalb werden wir den Prozess der 
Bildung von Berufsgruppen im Zuge der Neuordnung 
von Berufsbildern deutlich voranbringen. Wir werden 
Sorge dafür tragen, dass attraktive Bildungs- und Be-
rufsperspektiven damit verbunden sind.

Berufsfamilie oder Berufsgruppe – wie man es nennt, 
ist mir egal – heißt auch: Jetzt haben wir die Chance, 
dass bei Neuordnungen, bei Weiterentwicklungen noch 
stärker definiert wird: Welchen Grundbestand an Kom-
petenzen haben wie viele Berufe? Nehmen Sie etwa den 
Bäcker, den Konditor oder den Speiseeismeister. Was ist 
das gemeinsame Fundament? Wie kann eine Berufsfa-
milie aussehen? Was sind Module für Spezialisierung?

Das beinhaltet auch neue, zusätzliche Perspektiven, 
weil der, der das eine Modul belegt hat, in der Lage ist 
und die Möglichkeit hat, im Laufe seines Berufslebens 
weitere Module hinzuzunehmen. Die Debatte über Mo-
dularisierung werden wir also ganz anders führen als vor 
einigen Jahren. Da bestand die Gefahr, dass junge Leute 
bei Modularisierung zu früh abspringen und nicht eine 
wirklich qualifizierende Ausbildung erhalten. Heute ist 
der Begriff „Modularisierung“ auch bei den Sozialpart-
nern sehr viel mehr mit Weiterentwicklungsperspektiven 
verbunden. Damit müssen wir zügig vorangehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Schließlich war ein ganz wichtiger Punkt – das merke 
ich überall, vor allem im Handwerk, aber auch bei den 
Industrie- und Handelskammern –: Die Gleichsetzung 
des Technikers und des Meisters mit dem Bachelor ist im 
deutschen Qualifikationsrahmen ein unglaublich wichti-
ges Symbol gewesen. Die symbolische Wirkung ist noch 
viel höher als das, was damit an Philosophie der Berufs-
bildungspolitik tatsächlich verbunden ist.

Das Gleiche gilt für das Anerkennungsgesetz. Auch 
hier gibt es viele positive Nachrichten darüber, wie sich 
die Kammern vor Ort darum kümmern, dass die Aner-
kennungsverfahren sowie die konkreten Prozesse positiv 
ablaufen. Angesichts dessen sage ich:

Erstens. Die Demografie wird uns vor weiteren Re-
formbedarf stellen. Ob man sie jetzt positiv oder negativ 
empfindet, ist ganz egal. Tatsache ist: Unsere Unterneh-
men bieten mittlerweile Ausbildungsstellen an, die nicht 
besetzt werden. Das macht ihnen Sorge, weil sie früher 
ihre Auszubildenden übernommen haben. Nun fragen 
sie uns, wie es noch besser gelingen kann, dass sie genü-
gend Fachkräfte bekommen.

Zweitens. Diejenigen, die im Übergangssystem sind, 
brauchen viele verschiedene Wege, um die Kompeten-
zen zu erhalten, die ihnen einen guten Einstieg in die be-
rufliche Bildung ermöglichen.

Drittens. Wir werden bei der Neuordnung nicht mehr 
immer mehr Spezialisierung zulassen dürfen. 360 Aus-
bildungsberufe sind – dies kann man sagen – ein Zeichen 
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für unsere sehr ausdifferenzierte Landschaft. Aber es 
dürfen nicht mehr werden, und es muss in der großen 
Gruppe der 360 Ausbildungsberufe Strukturen geben, 
die zu deutlich mehr Berufsgruppen oder Berufsfamilien 
führen.

Insofern mein Votum: Lassen Sie uns jetzt nicht über 
solch alte Klamotten wie Ausbildungsgarantie oder Um-
lagefinanzierung reden. Vielmehr setzen wir auf das frei-
willige hochverantwortliche Engagement unserer Unter-
nehmen. Ich möchte die Unternehmen jetzt dafür 
gewinnen, sich eben auch in Spanien, in Portugal, in der 
Slowakei, in Indien, wo Anfang November darüber bera-
ten wird, und anderswo dafür zu engagieren. Das hilft 
unseren jungen Leuten mehr. Deren Zukunftschancen 
müssen das erste Ziel sein, das uns leitet, wenn wir über 
Berufsbildungspolitik sprechen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat die Kollegin Agnes Alpers für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Agnes Alpers (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Frau Schavan, 
über genau diese alten Klamotten wie Ausbildungsga-
rantie müssen wir in Anbetracht der Probleme heute sehr 
wohl noch reden. Aber darauf werde ich später noch zu-
rückkommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Unsere Regierungsfraktionen sagen immer: Die Aus-
bildungsplatzchancen steigen. Es gibt mehr unbesetzte 
Stellen als Bewerberinnen und Bewerber. Das größte 
Problem ist, 30 000 freie Ausbildungsstellen zu beset-
zen. – Aber das hat nichts mit der Realität zu tun.

Der Berufsbildungsbericht 2012 besagt, dass von den 
bei der Bundesagentur für Arbeit rund 540 000 gemelde-
ten Ausbildungsbewerberinnen und -bewerbern nur gut 
die Hälfte einen Ausbildungsplatz bekommen hat. Bei 
über 100 000 jungen Menschen weiß diese Agentur, wo 
sie verblieben sind. Aber sie haben keinen Ausbildungs-
platz erhalten. Von fast 86 000 Bewerberinnen und Be-
werbern weiß man nicht, was aus ihnen geworden ist. 
Aber auch sie haben keinen Ausbildungsplatz erhalten. 
Wir halten also fest: Sie zählen fast 200 000 junge Men-
schen in Ihrer Statistik als „vermittelt“, obwohl sie gar 
keinen Ausbildungsplatz erhalten haben.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Was?)

Das ist doch nichts anderes als schnöde Trickserei. So et-
was lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heißt also, insgesamt befinden sich weit über 
200 000 junge Menschen im Übergangssystem. 1,5 Mil-
lionen junge Menschen zwischen 20 und 29 Jahren 

haben keine Ausbildung. Rechnen wir die Menschen bis 
34 Jahre hinzu, sind es sogar 2,2 Millionen. Die Linke, 
Frau Schavan, bleibt dabei: Setzen Sie das Recht auf 
Ausbildung um und führen Sie endlich die Ausbildungs-
umlage ein!

(Beifall bei der LINKEN)

Das zweite Problem. Trotz des Ausbildungspakts 
bilden nur noch 22,5 Prozent der Betriebe aus. Der 
Grund – so die Arbeitgeber –: Nur gut die Hälfte der Be-
triebe darf noch ausbilden, und kleine Betriebe können 
ihre Ausbildungsplätze nicht besetzen. – 2003, meine 
Damen und Herren, wurde die Pflicht, eine Ausbilder-
eignungsprüfung vorzuweisen, aufgehoben, um zu er-
möglichen, dass auch Betriebe ohne Ausbilderin oder 
Ausbilder ausbilden. Es wurden aber fast keine neuen 
Ausbildungsplätze eingerichtet. Sechs Jahre später 
wurde die Ausbildereignungsprüfung deshalb wieder 
eingeführt.

Was also hindert die Betriebe tatsächlich daran, aus-
zubilden? Arbeitgeber in kleinen Betrieben sagen mir: 
Der Druck ist sehr groß. Jeder Auftrag muss schnell und 
fachgerecht ausgeführt werden. Es gibt keine Ausbilder, 
oder man hat keine Zeit, um den Lehrlingen alles zu er-
klären und die Erklärungen zu wiederholen. Generell 
brächten die Azubis zu wenig Praxiserfahrung mit. – Wir 
Linke sagen: Kleine Betriebe müssen unterstützt wer-
den, wenn sie eine Ausbildungsbefähigung erwerben 
wollen. Sie sollen gefördert werden, wenn sie erstmals 
einen Ausbildungsplatz schaffen oder einen zusätzlichen 
Ausbildungsplatz einrichten. Auch die Ausbildung im 
Verbund wollen wir fördern.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Thomas Feist 
[CDU/CSU]: Dann können Sie ja mal mit den 
Gewerkschaften anfangen!)

Ich selbst bilde im Bundestag eine Auszubildende 
aus. Sicher: Man muss sich darauf einstellen, und man 
muss sich umstellen. Allerdings eröffnet man einem jun-
gen Menschen Zukunftschancen. Deshalb, meine Damen 
und Herren, lohnt sich Ausbildung. Als Lehrerin für 
23 Ausbildungsberufe weiß ich, wie wichtig eine konti-
nuierliche Anbindung an den Betrieb ist.

An dieser Stelle wende ich mich den Grünen zu: Mit 
Ihrem Konzept DualPlus propagieren Sie immer noch 
die flächendeckende Modularisierung der Ausbildung. 
Sie sehen den Vorteil darin, dass Betriebe nicht mehr die 
gesamte Ausbildungsverantwortung übernehmen müs-
sen, sondern nur noch einzelne Ausbildungsbausteine 
anbieten. Das ist Unsinn. Denn junge Menschen, ins-
besondere Menschen mit Unterstützungsbedarf, brau-
chen kein Modulhopping, sondern einen verlässlichen 
Betrieb, in dem sie handlungsorientiert lernen und konti-
nuierlich die Berufsbildungsreife erwerben.

(Beifall bei der LINKEN)

Dritter Punkt – nun zu Ihnen, Frau Schavan –: Sie er-
zählen uns häufig von Bildungsketten, Berufsorientie-
rung und Einstiegsbegleitung. Dann behaupten Sie, dass 


